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CDU wieder 
stärkste Partei 
Aus den Wahlen in Berlin und in Rheinland- 
Pfalz ist die CDU wieder als stärkste Partei 
hervorgegangen. In Berlin hat sie ihr bislang 
bestes, in Rheinland-Pfalz ihr zweithöchstes 
Wahlergebnis erreicht. Das nächste Ziel 
heißt, am 29. April die absolute Mehrheit in 
Schleswig-Holstein zu behaupten. 

Die Ergebnisse vom Sonntag, stellte Helmut Kohl 
hierzu fest, bestätigen uns eine gute Chance, wo- 
bei wir wissen, gute Chance heißt, daß wir enorm 
kämpfen müssen, und dazu sind wir auch bereit. 
Wir werden der Landespartei selbstverständlich 
dabei jede nur denkbare Unterstützung geben und 
um jede Stimme kämpfen. 
Zu den Wahlen am 18. März erklärte Helmut Kohl 
nach einer Bundesvorstandssitzung in Bonn: Wir 
sind alle erfreut darüber, daß es uns gelungen ist, 
in der größten Stadt Deutschlands — der alten 
Hauptstadt Berlin — erneut stärkste Partei zu 
werden und die SPD wieder auf den zweiten Platz 
zu verweisen. Das war keineswegs selbstverständ- 
lich. Vor vier Jahren waren die meisten Kommen- 
tatoren der Meinung, dies sei ein Zufallsergebnis 
gewesen. 
Daß es uns gelungen ist, aus der Opposition her- 
aus dieses Ergebnis zu wiederholen und sogar 
noch zu verbessern, ist ein großartiger Erfolg für 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Richard von Weizsäcker und Peter Lo- 
renz, die für die Aktivierung der Partei 
ein hervorragendes Beispiel von Solida- 
rität gegeben haben. 

Obwohl die Sozialdemokraten mit dem 
Regierungsbonus in die Wahl gegangen 
sind, haben sie das schlechteste Wahl- 
ergebnis seit 1950 erzielt. Der Wähler- 
wille zeigt hier eine eindeutige Ten- 
denz. 

Das Ergebnis, das Bernhard Vogel und 
seine Mannschaft am Sonntag in Rhein- 
land-Pfalz erzielt haben, ist unter den 
gegebenen Verhältnissen gleichfalls ein 
ausgezeichnetes Ergebnis. Schon vor 
vier Jahren habe ich in der Wahlnacht 
darauf hingewiesen, daß es sehr 
schwierig ist, das damalige Ergebnis zu 
wiederholen. In Rheinland-Pfalz werden 
wir zu untersuchen haben, wie die Ver- 
luste, die sich in den einzelnen Land- 
schaften sehr unterschiedlich darstel- 
len, zustande gekommen sind. 

Die Partei hat den festen Willen, das 
Notwendige zu tun und nicht zuletzt in 
Vorbereitung auf zukünftige Wahlen 
daraus Konsequenzen zu ziehen. Eine 
Partei, die über drei Jahrzehnte Regie- 
rungsverantwortung trägt und die jetzt 
erneut mit einer absoluten Mehrheit der 
Wählerstimmen mit der Regierungsver- 
antwortung betraut wurde, hat gute Ar- 
beit geleistet. 

Dennoch ist dies gar kein Grund — und 
das hat auch Bernhard Vogel gerade im 
Bundesvorstand vorgetragen —, dieses 
Wahlergebnis nicht sehr sorgfältig mit 
dem Ziel zu überprüfen, was wir daraus 
zu lernen haben. Denn das ist ja der 
Auftrag demokratischer Parteien, daß 
sie das Urteil des Wählers nicht nur 
duldend hinnehmen, sondern für ihre 
praktische Arbeit auch notwendige 
Konsequenzen ziehen. 

Berlin: SPD erneut 
auf den zweiten Platz 
verwiesen 
Richard von Weizsäcker, Spitzenkandi- 
dat der CDU in Berlin, erklärte zum 
Wahlausgang: 

Das Wahlziel, die Regierung in Berlin 
zu bilden, hat die Berliner CDU nicht 
erreicht. Aber sie hat es verfehlt mit 
dem besten Ergebnis, das die Berliner 
CDU in ihrer Geschichte erzielt hat. Die 
Sozialdemokraten haben ihr erklärtes 
Wahlziel auch nicht erreicht: Sie woll- 
ten wieder stärkste Partei werden, das 
ist ihnen mißlungen. Wir haben in Berlin 
eine relativ unruhige politische Szene- 
rie, insbesondere was das Wahlverhal- 
ten der jungen Generation anbetrifft. 
Wenn man die verschiedenen Parteien 
durchgeht, so wird man davon auszuge- 
hen haben, daß sich die ,.Alternativen 
Listen" vor allem im Bereich des Stich- 
wortes Umwelt im weitesten Sinne zu 
Wort gemeldet haben. Sie haben in den 
Bezirken von Berlin ihre Erfolge erzielt, 
in denen Ansatzpunkte dieser Umwelt- 
politik gegeben waren. 

Aber es geht nicht nur um Straßen 
Verkehr, Bäume, sondern es geht um 
Unruhe — gerade auch in Berlin — bei 
der jungen Generation im Sinne von 
Isolierung, von seelischer Not, Drogen 
Alkoholismus, die ein ernstes und 
schweres Problem darstellen. Auch 
wenn die Sozialdemokraten zweifellos 
den Löwenanteil des Kontingents für 
die „Alternativen Listen" unfreiwillig zu 

stellen hatten, so ist es ein Problem 
das uns alle unmittelbar angeht. 

Der Zugewinn der Freien Demokraten 
beruht auf einem Sammelsurium von 
Gründen. Die Sozialdemokraten sind 
erleichtert, wieder die Regierung bilden 
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zu dürfen, aber besorgt hinsichtlich 
einer Reihe von Faktoren, die dieses 
Wahlergebnis zu Tage gefördert hat. 
Das ist in erster Linie Sache der SPD 
selbst. 

Die Berliner CDU, auch wenn sie ihr 
Wahlziel der Regierungsbildung nicht 
erreicht hat, hat insbesondere in den 
letzten zwei Monaten nicht nur uneinge- 
schränkt an einem Strang gezogen, was 
vor allem das Verdienst von Peter Lo- 
renz ist, sondern hat sich auch bei der 
Bevölkerung in einer Form zur Geltung 
zu bringen gewußt, die einen sehr 
schlechten Stand auszugleichen in der 
Lage war, bei dem wir uns im Spätsom- 
mer des letzten Jahres befanden. Von 
daher gesehen ist die Steigerung um 
0,5 Prozent, die wir in  Berlin  erzielen 

konnten, zweifellos eine Trendaussage, 
die wir gerne noch weiter nach Norden 
für künftige Ereignisse empfehlend wei- 
tergeben. 

Wir haben nicht nur das beste Ergebnis 
in der Geschichte der Berliner CDU 
erzielt, wir haben vor allem auch in den 
traditionellen Arbeitervierteln unsere 
Gewinne erzielt. In Neukölln, Wedding, 
Spandau und Tiergarten. Von daher ge- 
sehen haben wir guten Grund, auf dem 
angetretenen Weg mit Zuversicht wei- 
terzuarbeiten. Es gibt — wie überall, so 
erst recht in Berlin — eine Macht der 
Gewohnheit. Trends sind Ausdruck 
nicht eines Kurzstreckenlaufs, sondern 
eines Laufs über eine längere Distanz. 
Aber der Lauf geht in der richtigen 
Richtung weiter. 

Rheinland-Pfalz: 
Wahlziel wurde erreicht 
Zum Wahlausgang in Rheinland-Pfalz 
erklärte Ministerpräsident Bernhard Vo- 
gel: 

Wir haben das zentrale Ziel unseres 
Wahlkampfes, die Mehrheit der Abge- 
ordneten im Landtag zu erringen und 
damit die Regierungsbildung zu si- 
chern, erreicht, und haben auch die 
Mehrheit der Wähler hinter uns, was 
psychologisch nicht ganz unwichtig ist. 
Es ist selbstverständlich, daß man 
Wahlergebnisse vergleicht, in Sonder- 
heit mit dem Ergebnis von vor vier 
Jahren. Damals ist ein Traumergebnis 
für Rheinland-Pfalz erreicht worden. 
Dieses Ergebnis haben wir diesmal 
nicht erreicht, das war von vornherein 
und ganz unabhängig von der jeweili- 
gen aktuellen politischen Situation 
auch für uns nicht erreichbar. Aber es 
ist erreicht worden, daß wir zum zwei- 

ten Mal überhaupt in der Geschichte 
des Landes die Mehrheit der Wähler 
hinter uns gebracht haben. 
Es ist bekannt, wie schwer heute in der 
Bundesrepublik Deutschland absolute 
Mehrheiten erstritten werden, unsere 
politischen Gegner tun das ja seit lan- 
gem so gut wie nirgends mehr, wenn 
ich einmal von Bremen absehe und 
dem nicht vergleichbaren Hamburger 
Fall, wo es ja nur durch das Ausschei- 
den der FDP zu einer Mehrheit der 
Mandate für die SPD gekommen ist. 
Was füher in vielen Bundesländern 
selbstverständlich war, daß es absolute 
Mehrheiten der SPD gab, ist heute in 
keinem Flächenland mehr der Fall. 
Wir haben das jetzt zum zweiten Mal 
erreicht, und darüber bin ich selbstver- 
ständlich sehr froh, wie ich überhaupt 
sagen muß: Wenn man nach 32 Jahren 
der Führung eines Landes durch die 
Christlich Demokratische Union dies er- 
reicht, dann kann man damit ganz zu- 
frieden sein. 
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Schleswig-Holstein: 
Wahlkampflinie 
voll bestätigt 
Mit dem Blick auf den 29. April 1979 
erklärte der Landesvorsitzende der 
CDU Schleswig-Holstein, Ministerpräsi- 
dent Dr. Gerhard Stoltenberg: 

Die Wahlergebnisse zeigen für die bei- 
den großen Parteien einen unterschied- 
lichen Trend. In Berlin konnte die CDU 
mit Richard von Weizsäcker ihr hervor- 
ragendes Ergebnis von 1975 weiter aus- 
bauen und das beste Resultat der 
Nachkriegszeit erzielen. In Rheinland- 
Pfalz behauptete Bernhard Vogel die 
Mehrheit der Union im Landtag, aller- 
dings mit Einbußen gegenüber • dem 
Spitzenergebnis von 1975. Entspre- 
chend gewann die SPD in Rheinland- 
Pfalz hinzu, während sie in Berlin auf 
einem Tiefpunkt verharrte. Die große 
Mehrheit der Wähler entschied offen- 
sichtlich nach landespolitischen Ge- 
sichtspunkten, der Anziehungskraft der 
Kandidaten und Programme. 

Die CDU Schleswig-Holstein erblickt 
hierin eine Bestätigung ihrer Linie, den 
Wahlkampf für den 29. April als Schles- 
wig-Holstein-Wahl zu führen. Berlin 
zeigt, daß wir unsere Position festigen 

können, wenn wir in einer sachbezoge- 
nen und kämpferischen Auseinander- 
setzung überzeugend eine freiheitliche 
und soziale Politik für unser Land ver- 
treten. Dabei ist die schleswig-holsteini- 
sche SPD in ihrem Personenangebot 
und in ihrem Programm wesentlich 
schwächer als die Sozialdemokraten in 
Berlin mit Stobbe und in Mainz mit von 
Dohnanyi. 

Wir werden die Landtagswahl am 29. 
April gewinnen, wenn die Mehrzahl der 
Bürger sie als eine Entscheidung für 
die politische Zukunft Schleswig-Hol- 
steins ansieht. Der Erfolg der „Alterna- 
tiven Listen" vor allem bei Jungwählern 
ist eine Aufforderung an alle Parteien! 
glaubwürdig und ehrlich zu argumentie- 
ren. Die schleswig-holsteinische SPD 
muß ihr Doppelspiel in den Fragen der 
Kernenergie und des Umweltschutzes 
aufgeben. Sie kann nicht weiterhin in 
Bonn mit ihren Bundestagsabgeordne- 
ten Milliardenbeträge für die Kerntech- 
nik bewilligen und im Land aus Angst 
vor den „Grünen Listen" Stimmung da- 
gegen machen. 

Für uns bleiben die Sicherheit der Be- 
triebe und Arbeitsplätze, die berufli- 
chen Chancen der Jugend, die Zukunft 
unserer Schulen und der Umweltschutz 
die Hauptthemen unserer Politik für 
Schleswig-Holstein. 

Erste Wahlanalysen: 

Besseres Ergebnis als 1976 
Nachfolgend gibt der Landes- 
verband Rheinland-Pfalz eine erste 
Analyse des Wahlergebnisses: 

Die CDU Rheinland-Pfalz hat ihr Wahl- 
ziel   erreicht:   Es  ist  ihr am   18.   März 

gelungen, wieder die absolute Mehrheit 
bei der Landtagswahl zu erringen und 
damit ihr zweitbestes Ergebnis über- 
haupt zu erreichen. Genauen Aufschluß 
über Wählerbewegungen und -motiva- 
tionen soll eine detaillierte Nachwahl- 
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Untersuchung bringen, mit der sich die 
CDU dann in einer Klausurtagung ein- 
gehend beschäftigen will. Einige Trends 
und Veränderungen lassen sich jedoch 
schon aus ersten Schnellanalysen able- 
sen. 

In Mainz ist man sich zunächst einig 
darüber, daß das erfolgreiche Ab- 
schneiden der CDU in erster Linie Ein- 
satz und Popularität ihres Spitzenkandi- 

Wahlen in RHEINLAND-PFALZ 
Stlmm«nantellein% 
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daten Bernhard Vogel zu danken ist. 
Nach einem von allen Seiten sehr sach- 
lich bestrittenen Wahlkampf gelang es, 
die Wahlbeteiligung auf die bislang bei 
Landtagswahlen    höchste    Marke   von 

81,2 Prozent zu steigern, was ein Plus 
von 0,4 Prozent gegenüber 1975 bedeu- 
tet. 

Daß man an das unter einer wesentlich 
günstigeren politischen Großwetterlage 
erreichte ,,Traumergebnis" der letzten 
Landtagswahl von 53,9 Prozent diesmal 
nicht herankommen werde, war für die 
CDU in Rheinland-Pfalz von vornherein 
klar. So gab die CDU denn auch vor 
allem in ihren Hochburgen zwischen 
Mosel und Ahr mit den dünn besiedel- 
ten, landwirtschaftlich geprägten und 
überwiegend katholischen Gebieten am 
stärksten Stimmen ab. Hier hatte umge- 
kehrt die SPD bei deutlich gestiegener 
Wahlbeteiligung ihre größten Gewinne. 
Dagegen hielt sich die CDU in einigen 
städtischen Gebieten der Pfalz und in 
der überwiegend evangelischen Nahe- 
region wesentlich besser. Die SPD ge- 
wann in ihrer traditionellen Hochburg, 
dem hochindustrialisierten Raum Lud- 
wigshafen, deutlich weniger Stimmen 
hinzu als im Landesdurchschnitt. Die 
FDP nahm gering, aber gleichmäßig im 
ganzen Land zu. 

Interessant und aufschlußreich ist ein 
Vergleich mit der letzten Bundestags- 
wahl: Danach hat die CDU nicht nur 
keine Stimmen verloren, sondern noch 
0,2 Prozent draufgelegt, während umge- 
kehrt SPD und FDP 0,6 Prozentpunkte 
einbüßten. 

Wie die CDU bei den einzelnen Alters- 
und Bevölkerungsgruppen abgeschnit- 
ten und welche Wählerbewegungen und 
Stimmenverschiebungen es hier gege- 
ben hat, muß die gründliche Nachwahl- 
untersuchung ergeben. 
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Alternative Listen hauptsächlich 
zu Lasten der SPD 
Kurz-Analyse der Wahlen zum 
Abgeordnetenhaus in Berlin 

O Die Berliner CDU hat bei der Wahl 
am 18. März 1979 das beste Wahlergeb- 
nis ihrer Geschichte erzielt. Es ist ihr 
gelungen, sich als stärkste politische 
Kraft in Berlin zu etablieren. Die CDU in 
Berlin ist die erste Landespartei, die bei 
Landeswahlen seit der Bundestagswahl 
1976 wieder einen prozentualen Zuge- 
winn erzielen konnte. 
0 Der Prozeß des Abschmelzens der 
Hochburgen der beiden großen Partei- 
en hat sich in Berlin fortgesetzt. So 
konnte die CDU ihre besten Ergebnisse 
in den Bezirken erzielen, in denen sie 
bisher am schwächsten war. Dagegen 
mußte sie in ihren Hochburgen leichte 
Verluste hinnehmen. 
0 Der CDU ist es gelungen, weitere 
Einbrüche in das klassische Wählerpo- 
tential der SPD zu erzielen. Nur so sind 
die Zugewinne in den Bezirken Span- 
dau, Neukölln, Tiergarten und Wedding 
zu erklären. 

O Die SPD hat ihr bisher schlechte- 
stes Wahlergebnis aus dem Jahre 1975 
nur mühsam halten können. Es scheint, 
daß sowohl der Rückgang der Wahlbe- 
teiligung wie auch die „Alternativen Li- 
sten" der SPD Stimmen gekostet haben. 
0 Die FDP hat überraschend gut ab- 
geschnitten. Sie hat in allen Bezirken 
Stimmengewinne erzielt (zwischen 0,1 
und 2,4 Prozent). Für die unterschiedli- 
chen Zuwächse sind in der ersten Ana- 
lyse noch keine signifikanten Gründe zu 
erkennen. Das traditionelle Analysen- 
schema in Berlin (hier bürgerliche Be- 
zirke, dort Arbeiterbezirke) greift nicht, 

da sie in Arbeiterbezirken wie in bür- 
gerlichen Bezirken zum Teil niedrige, 
zum Teil hohe Zuwächse erzielt hat. Es 
scheint nicht ausgeschlossen, daß beim 
Abschneiden der FDP bundespolitische 
Fragen eine Rolle gespielt haben. 

6i.9   Wahlen in BERLIN 
Stimmeninteilein% 
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O Das überraschend gute Abschnei- 
den der „Alternativen Listen" ist insbe- 
sondere auf Wähler zwischen 18 und 30 
Jahren zurückzuführen. 70 Prozent der 
Wählerschaft der „Alternativen Listen" 
stammt aus dieser Altersgruppe. 
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FAMILIENGELD 

Finanzierung: SPD und FDP 
treiben ein doppelzüngiges Spiel 
Als völlig unzureichend hat der 
sozialpolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Fraktion, MdB Heinz Franke, 
bei der ersten Lesung die von 
der Koalition eingebrachten Gesetz- 
entwürfe zur Familienpolitik 
zurückgewiesen. Franke bezeichnete 
den Antrag der CDU auf Ein- 
führung eines Familiengeldes als 
wesentlich familienfreundlicher 
und wies Behauptungen der SPD/ 
FDP-Koalition zurück, wonach der 
CDU-Vorschlag als zu teuer 
bezeichnet worden sei. Heinz 
Franke sagte in der Debatte im 
Bundestag u. a.: 

Ein Mitglied des Bundeskabinetts, 
nämlich Frau Huber, hat uns vorge- 

worfen, unsere familienpolitischen Vor- 
schläge seien unseriös. Im gleichen 
Atemzug aber meldet sie zusätzliche 
eigene Forderungen an; zusätzliche Fi- 
nanzhilfen zum Bau von Eigenheimen, 
Haushaltshilfen für den Urlaub, Extrafe- 
rien für frischgebackene Väter, Geld für 
die Erstausstattung der Babys, Ehe- 
standsdarlehen usw. Zusammengerech- 
net gibt das eine jährliche Belastung in 
Milliardenhöhe. Auf der einen Seite 
wird gesagt, unsere Forderungen in Hö- 
he von 3,28 Milliarden DM seien unse- 
riös, aber wenn von der anderen Seite 
Forderungen in derselben Höhe, nur 
anders verteilt, vorgelegt werden, dann 
ist das nicht unseriös. Was ist das für 

eine Argumentation? Was ist das für 
eine Doppelzüngigkeit. 

Aber nicht nur die SPD, auch die FDP 
redet in dieser Frage mit gespaltener 
Zunge. Frau Liselotte Funcke spricht 
jedesmal von mangelnder Finanzierbar- 
keit, sobald die CDU es wagt, ihre Prio- 
ritäten in einem kostenwirksamen Ge- 
setzesvorschlag zu konkretisieren. Aber 
gerade in der hier zu behandelnden 
Frage fordert Frau Funcke selbst in 
einer am 27. Februar von der eigenen 
Fraktion veröffentlichten Pressemittei- 
lung, „keinen grundsätzlichen Unter- 
schied zu machen zwischen Eltern, die 
vor der Geburt erwerbstätig waren oder 
nicht". 

Nichts anderes fordern wir auch. Frau 
Funcke verlangt weiter, daß auch kein 
Unterschied gemacht werden soll zwi- 
schen den Elternteilen, die nach der 
Geburt daheim bleiben oder erwerbstä- 
tig sind. Das ist finanziell sogar noch 
mehr, als wir in unserer Gesetzesvorla- 
ge verlangt haben. Ich habe die Ausfüh- 
rungen von Minister Ehrenberg noch im 
Ohr, der sagte, es sei unsolide, was wir 
gefordert haben. Wie muß er erst Frau 
Funcke beschimpfen, wenn er uns hier 
kritisiert! 
Was die zeitliche Dimension betrifft, so 
plädiert die Finanzexpertin der FDP für 
ein erhöhtes Kindergeld als Be- 
treuungszuschlag, nicht wie die Vorlage 
der Regierung nur für sechs Monate, 
sondern für die ersten Jahre eines Kin- 
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des, damit die sorgeberechtigten Eltern 
die Betreuung des Kleinkindes durch 
Verzicht auf eigene Erwerbstätigkeit 
oder durch Dritte leichter sicherstellen 
können. Nicht viel anders argumentie- 
ren wir auch. Aber wenn das die Fi- 
nanzexpertin der FDP fordert, ist das 
seriös, und wenn wir das fordern, ist das 
unseriös. Was ist das für eine Doppel- 
züngigkeit? 

Aber das ist nicht nur die Argumenta- 
tion der beiden Repräsentantinnen von 
FDP und SPD, das ist die Argumenta- 
tion dieses Bundeskanzlers und dieser 
Regierung seit jeher. 

Mit gespaltener Zunge 
Dazu einige wenige Beispiele, die fast 
beliebig ergänzt werden können. Als 
die CDU/CSU im vergangenen Jahr den 
Abbau der Überbesteuerung bei der 
Lohn- und Einkommensteuer durch 
einen neuen Einkommensteuertarif ab 
1. Januar 1979 beantragte, lehnte die 
Koalition von SPD und FDP dies mit der 
Begründung ab, das sei nicht finanzier- 
bar. Finanzminister Matthöfer erklärte 
noch am 21. Juni 1978 von dieser Stelle 
aus wörtlich: ,,lch kann dazu nur wie- 
derholen, daß das gesamtstaatliche Fi- 
nanzierungsdefizit derartige Überlegun- 
gen von vornherein ausschließt." 
Nur einen Monat später, am 28. Juli 
1978, beschloß die Bundesregierung auf 
Antrag desselben Finanzministers einen 
neuen Einkommensteuertarif ab 1. Ja- 
nuar 1979, also genau zu dem von der 
CDU/CSU beantragten Zeitraum und zu 
dem vorher von der Koalition abgelehn- 
ten Termin, mit einem Steuerausfall im 
Entstehungsjahr von 10,6 Milliarden 
DM. 

Was vorher nicht finanzierbar war, war 
vier Wochen später finanzierbar, nur 
weil   es   von   der   Regierung   auf   den 

Tisch gelegt worden ist. So seriös ist 
die Argumentation von SPD und FDP 
was die Finanzierbarkeit angeht. 
Die Bundesregierung beschloß gleich- 
zeitig am 28. Juli 1978 einen Haushalt 
und einen Finanzplan für die Jahre bis 
1982 mit genau bezifferten Ausgaben- 
summen. Natürlich waren das in ihrer 
Argumentation Höchstgrenzen, die 
durch Ausgabenanträge der Opposition 
nicht überschritten werden durften. Als 
die Regierung aber am 16. November 
1978 ein Verkehrsabkommen mit der 
DDR abschloß, waren auf einmal die 
Mittel da, über dem anderen Teil 
Deutschlands das Füllhorn von 1,9 Mil- 
liarden DM auszuschütten und zusätz- 
lich eine Aufstockung der sogenannten 
Transitpauschale um jährlich 125 Millio- 
nen DM vorzunehmen. 

So seriös und solide ist die Finanzpoli- 
tik der Koalition. 

Für Mehrausgaben ist auch immer dann 
Geld da, wenn die Regierung weitge- 
hend selbstverschuldete Reparaturen 
zu finanzieren hat, beispielsweise bei 
der Bundesbahn. Für sie steht seit Jah- 
ren ein taugliches Sanierungskonzept 
aus. Mangels Durchsetzungsvermögen 
werden die Bundeszuschüsse an die 
defizitäre Bundesbahn allein für das 
eine Jahr 1979 gegenüber den ursprüng- 
lichen Planzahlen des Finanzplans von 
1975 um drei Milliarden DM auf jetzt fast 
15 Milliarden DM erhöht. 
Gewiß sind die 3,3 Milliarden DM für 
das Familiengeld kein kleiner Brocken 
Aber es ist weniger als ein Drittel des 
Betrages, den die Regierung im Rah- 
men ihrer Planungen zugunsten ande- 
rer Maßnahmen für das Jahr 1979 durch 
Umschichtungen ausgleichen konnte 
Wenn die Regierung und die Koalitions- 
mehrheit nur will, muß auch hier ein 
Ausgleich durch Umschichtungen möq- 
lich sein. 
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INFORMATION 

Nahost-Frieden 
stabilisieren helfen 
Zum bevorstehenden Abschluß eines 
Friedensvertrages zwischen Israel und 
Ägypten erklärt der CDU-Vorsitzende 
Helmut Kohl u. a.: Wir in der Bundesre- 
publik Deutschland sind dem amerika- 
nischen Präsidenten, aber auch der is- 
raelischen und ägyptischen Staatsfüh- 
rung für ihren politischen Mut und für 
ihren Friedenswillen zu Dank verpflich- 
tet. Wir fordern die Bundesregierung 
auf, allein und gemeinsam mit den Mit- 
gliederstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft Initiativen zu ergreifen, um 
den Frieden im Nahen Osten stabilisie- 
ren zu helfen. 

Zum Tode von Jean Monnet 
Zum Tode von Jean Monnet erklärte 
Helmut Kohl, der lange, oft mühsame 
und von Rückschlägen belastete Pro- 
zeß der europäischen Einigung, von der 
Gründung der Montanunion bis zum 
Europa der Neun, ist untrennbar mit 
dem selbstlosen Wirken von Jean Mon- 
net verbunden. Ohne den unermüdli- 
chen Fleiß und ohne den Optimismus, 
wie ihn Jean Monnet beispielhaft ge- 
zeigt hat, wäre die Europäische Ge- 
meinschaft nicht denkbar. 

Robert-Schuman-Preis 
für Kai-Uwe von Hassel 
Kai-Uwe von Hassel ist mit dem Robert- 
Schuman-Preis ausgezeichnet wor- 
den. Die Universität Bonn, die diesen 
Preis verleiht, ehrt damit die hohen Ver- 
dienste, die sich der CDU-Politiker in 
seiner Jahrzehnte währenden Arbeit für 
die Einigung Europas erworben hat: Als 
Präsident   der   Parlamentarischen   Ver- 

sammlung der Westeuropäischen Union 
wirkt von Hassel heute an verantwortli- 
cher Stelle für die Einheit Europas; als 
Präsident der Union der Europäischen 
Christdemokraten, als Vizepräsident 
der Europäischen Volkspartei sowie als 
Vizepräsident der Weltunion Christli- 
cher Demokraten hat er dazu beigetra- 
gen, daß die weltweite Zusammenarbeit 
der Christlichen Demokraten Realität 
wurde. 

Nicht die Freiheit der 
Einheit opfern 
Für die CDU ist nicht die Einheit 
Deutschlands, sondern die Erhaltung 
von Freiheit und Frieden oberstes Ziel 
aller Politik. Dies erklärte der Vorsitzen- 
de der hessischen CDU und Bundes- 
tagsabgeordnete Alfred Dregger auf 
einer Landestagung seiner Partei in 
Bensheim (Odenwald). Die Wiederverei- 
nigung der beiden deutschen Staaten 
ist nach Ansicht Dreggers überhaupt 
nur im Rahmen eines „vereinigten und 
freien Gesamteuropas" möglich. 

CDU will Vereine entlasten 
Die CDU/CSU-Opposition will die Ama- 
teurvereine stärker von Steuerzahlun- 
gen entlasten. Sie brachte im Bundes- 
tag einen Antrag ein, in dem für 
qualifiziert ausgebildete, ehrenamtliche 
Übungs-, Organisations- und Jugendlei- 
ter ein Steuerfreibetrag von 3 600 DM 
für Aufwandsentschädigungen gefor- 
dert wird (vgl. UiD 9/79). Die Abgeord- 
neten der Union sind der Auffassung, 
daß Sportvereine von den durch Eigen- 
initiative beschafften Mitteln für ihre ge- 
meinnützige Arbeit übermäßig vom Fis- 
kus zur Kasse gebeten werden. 
In dem Antrag wird von der Bundesre- 
gierung ferner verlangt, daß Schach und 
Modellflugsport als gemeinnützig an- 
erkannt werden. Gemeinnützigen Sport- 
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vereinen soll nach Willen der CDU/CSU 
die Kompetenz zur Spendenbescheini- 
gung bis zu einer Obergrenze von 600 
DM je Spender und Jahr gewährt wer- 
den. Beim Überwechseln eines Sport- 
lers in einen anderen Verein soll weiter- 
hin der Ersatz von dessen Ausbildungs- 
kosten bis zur Höhe von 20 000 DM 
nicht zum Verlust der Gemeinnützigkeit 
für den erstattenden Verein führen. 

CDU/CSU fragt nach den 
Ölvorräten 
Die derzeitigen Ölvorräte in der Bun- 
desrepublik sind nach Ansicht der 
CDU/CSU zu niedrig. Das gelte auch 
für den internationalen Vergleich, er- 
klärte der CSU-Bundestagsabgeordnete 
Jürgen Warnke. In einer kleinen parla- 
mentarischen Anfrage im Deutschen 
Bundestag hat die Unionsfraktion aus 
diesem Grund die Bundesregierung 
aufgefordert, Auskunft über die tatsäch- 
lich vorhandenen ölvorräte zu geben. 

Gegen FDP als Partei der Mitte 
Die FDP ist vom Vorsitzenden der Jung- 
demokraten, Strässer, aufgefordert wor- 
den, ihr Ziel, eine ,,Partei der Mitte" zu 
sein, aufzugeben. Auf der Bundesdele- 
giertenkonferenz des der FDP naheste- 
henden Verbandes erklärte Strässer in 
Duisburg, der „diffuse Mitte-Fetischis- 
mus in den Chefetagen" der FDP habe 
die Partei in zwei Wahlkämpfen in Nie- 
dersachsen und Hamburg ,,ins Ver- 
hängnis geführt". Die Mitte sei kein 
Standort für eine politische Partei, erst 
recht nicht für eine, ,,die so klein ist wie 
die FDP zwischen zwei Volksparteien". 
Zur Feier des 30jährigen Bestehens des 
Grundgesetzes am 23. Mai erklärte der 
Jungdemokratenchef, sein Verband 
könne sich nicht einreihen in die Schar 
der Jubler. Für ihn sei zunächst der 31. 
März wichtiger, an dem  in  Bonn eine 

zentrale Demonstration gegen die ,,Be- 
rufsverbote" stattfinden werde. 

Vorzeitiger Ruhestandseintritt 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
den Entwurf eines Gesetzes zur Rege- 
lung des vorzeitigen Ruhestandsein- 
tritts von schwerbehinderten Beamten 
und Richtern eingebracht. Damit wird 
es diesem Kreis der Schwerbehinderten 
ermöglicht, auf ihren Antrag mit dem 
vollendeten 61. Lebensjahr — ab I.Ja- 
nuar 1980 mit dem vollendeten 60. Le- 
bensjahr — vorzeitig in den Ruhestand 
zu treten. Bei den Angestellten und Ar- 
beitern ist dies bereits möglich. 

Neugestaltung des 
Bundeszuschusses 
Der Bundesfachausschuß Sozialpolitik 
der CDU fordert, den Bundeszuschuß 
zu den Ausgaben der Rentenversiche- 
rung neu zu regeln, um so einen Bei- 
trag zur längerfristigen Konsolidierung 
der Rentenversicherung zu leisten. Da- 
bei muß klar zwischen der Finanzierung 
von Versicherungsleistungen und von 
Verpflichtungen der Allgemeinheit un- 
terschieden werden. 

Enttäuschte Liebe 
Im deutschen Kulturinstitut von Madrid 
hat — laut Welt vom 19. März 1979  
Alice Schwarzer, deutsche Radikalfemi- 
nistin, angekündigt, sie werde ihre An- 
hängerinnen auffordern, bei den näch- 
sten Wahlen zu Hause zu bleiben. Frau 
Schwarzer und die Feministinnen haben 
die Parteien, „wo Frauen doch nur als 
Statisten auftreten dürfen", satt. Beson- 
ders die Linksparteien und Kanzler 
Schmidt haben sie enttäuscht. „Die 
Christdemokraten haben uns noch" am 
ehesten verstanden", meinte die „Em- 
ma"-Herausgeberin vor spanischem und 
deutschem Publikum. 
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FERNSEHEN 

SPD boykottiert Sachdiskussion 
im Aufsichtsratgremium des ZDF 
Die Diskussion über die Sendung 
„Bürger fragen — Politiker 
antworten" mit dem Parteivorsit- 
zenden Helmut Kohl in Holland geht 
weiter. Um Klarheit in diese Debatte 
zu bringen, muß nach Ansicht von 
MdB Christian Schwarz-Schilling, 
medienpolitischer Sprecher der 
CDU, folgendes festgestellt werden: 

O Wenn es nach der CDU gegangen 
wäre, dann hätte man über die Sendung 
möglichst gar nicht geredet; denn 
durch den überzeugenden Auftritt von 
Helmut Kohl vor den holländischen Fra- 
gestellern in Den Haag ist dem CDU- 
Vorsitzenden eine breite Welle der 
Sympathie und Zustimmung aus der 
deutschen Bevölkerung entgegenge- 
schlagen. Die CDU hat wirklich keinen 
Grund, dies zu beanstanden. 

0 Es ging um eine Sendung des ZDF, 
die der Verständigung und Annäherung 
der europäischen Völker dienen sollte. 
Durch schlechte Vorbereitung, Fehler in 
der Durchführung und eine kaum re- 
konstruierbare Vermischung von Kom- 
petenz und Verantwortlichkeit innerhalb 
und außerhalb des ZDF wurde die 
Sendung zu einem Fehlschlag: Die 
deutschen Zuschauer erhielten durch 
die holländischen Fragesteller ein ver- 
zerrtes und einseitiges Bild Hollands, 
was zu bedauerlichen Reaktionen auf 
beiden Seiten geführt hat. 

Es ist Aufgabe der Aufsichtsgremien 
einer öffentlich-rechtlichen  Anstalt, die 

Gründe für einen solchen Fehlschlag zu 
analysieren und dem Intendanten Emp- 
fehlungen zu geben, wie in der Zukunft 
solche Pannen vermieden und ange- 
richteter Schaden wiedergutgemacht 
werden kann. Diesem Ziel diente die 
Beratung des Ausschusses für Politik 
und Zeitgeschehen des ZDF-Fernseh- 
rats am 9. März. 
0 In der Analyse der Sendung waren 
sich das ZDF und die Mitglieder des 
Ausschusses weitgehend einig. Auch in 
den zu treffenden Maßnahmen einer 
besseren Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Sendung stimmte der Aus- 
schuß den schriftlich vorliegenden Vor- 
stellungen des Intendanten zu. Es gab 
keine Stimme des Widerspruchs dazu. 
O Nur in einem Punkt gab es eine 
heftige Kontroverse zwischen der 
(CDU-nahen) Mehrheit und der (SPD- 
nahen) Minderheit des Ausschusses: 
die Mehrheit glaubte, daß der Fernseh- 
rat dem Intendanten empfehlen sollte, 
die Verantwortung des Chefredakteurs 
Reinhard Appel von der Moderation 
künftiger Sendungen personell zu tren- 
nen. 
Die Ämterhäufung Reinhard Appels als 
amtierender Intendant — Herr von Hase 
ist seit längerer Zeit krank — als ver- 
antwortlicher Chefredakteur, als Leiter 
und Moderator der Sendung und weit- 
gehend auch noch als Redakteur vor 
Ort ist mit Sicherheit nicht die optimale 
Lösung bei der größten europäischen 
Fernsehanstalt. 
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Man überlege sich eine solche Kon- 
struktion einmal bei einer Zeitung! Bei 
dem Schwierigkeitsgrad der Sendung 
ist daher auch in Zukunft nicht auszu- 
schließen, daß ähnliche Fehlläufe ent- 
stehen und Herr Appel seinen guten Ruf 
aufs Spiel setzt. 

© Die SPD-nahe Minderheit des Aus- 
schusses war nicht bereit, diese Frage 
auch nur zu diskutieren und boykottier- 
te die weiteren Beratungen und Be- 
schlußfassungen des Ausschusses. Die- 
se schlimme Methode war bisher nur in 
bestimmten norddeutschen Anstalten 
üblich und hat dort Schule gemacht. 
Hier gilt es, zerschlagenes Prozellan 
schnellstens zu kitten und zu den bis- 
her im ZDF üblichen Umgangsformen 
zurückzukehren. Es sollte auch in Zu- 
kunft möglich sein, in den Aufsichtsgre- 
mien des ZDF Empfehlungen zur Pro- 
grammgestaltung des Senders zu bera- 
ten und dann auch auszusprechen. 

Politische Brunnenvergiftung 
Die alleinige Verantwortung für die 
diesbezügliche Entscheidung des ZDF 
trägt nach dem Staatsvertrag ohnehin 
ausschließlich der Intendant. Wer hier 
von Pressionsversuchen der CDU 
spricht — ein Vorwurf, der ja bereits 
bei den Bemühungen des ZDF, über die 
Zusammensetzung des Publikums in 
Holland nähere Angaben zu erhalten, 
fälschlicherweise der CDU gemacht 
worden ist — der übt bewußt und syste- 
matisch   politische   Brunnenvergiftung. 

Aufsichtsgremien öffentlich-rechtlicher 
Anstalten können nicht mehr funktionie- 
ren, wenn bei jeder Gelegenheit Druck 
der sogenannten öffentlichen Meinung 
auf die Mitglieder dieser Gremien aus- 
geübt wird. Hier steht letztlich die Funk- 
tionsfähigkeit des öffentlich-rechtlichen 
Systems selbst zur Disposition. 

In einem Interview mit der Zeitung „Die 
Welt" erklärte MdB Schwarz-Schilling 
u. a.: 

Welt: Herr Dr. Schwarz-Schilling, die 
,,NDR-Krankheit", also der Auszug von 
Fraktionen aus den Aufsichtsgremien 
und damit die Blockade von Beschlüs- 
sen, hat ja nun auch auf das ZDF über- 
gegriffen. Sie sind Vorsitzender des 
Ausschusses für Politik und Zeitge- 
schehen der durch die demonstrative 
Abwesenheit der Koalitionsvertreter 
keine Entscheidung im Fall Appel fällen 
konnte. Wie geht es weiter? 

Schwarz-Schilling: Zunächst möchte 
ich bedauern, daß die ordentliche Erle- 
digung des Tagesordnungspunktes 
durch diesen Auszug verhindert wurde. 
Das ist einmalig in der Geschichte die- 
ses Ausschusses, solange ich ihm an- 
gehöre. Die Folge wird natürlich sein, 
daß nunmehr dieser Fragenkomplex im 
Fernsehrat am 23. März behandelt wird. 

Welt: Nach dem Staatsvertrag über das 
ZDF ist der Intendant, also Herr von 
Hase, alleinverantwortlich für das Pro- 
gramm. In seiner Abwesenheit sein 
Stellvertreter, pikanterweise Herr Ap- 
pel. Muß man nicht schnell nachden- 
ken, über eine neue Führung beim 
ZDF? 

Schwarz-Schilling: Hier müssen wir zu- 
nächst die Möglichkeiten von Herrn von 
Hase selbst abwarten. Ich bin der Über- 
zeugung, daß Herr von Hase, wenn er 
von seiner Krankheit genesen ist, wie- 
der voll in der Lage sein wird, sein Amt 
auszuführen. Dann ist das Problem der 
Amtsführung des Intendanten beendet. 
Dies wird sicherlich in den nächsten 
Monaten von Herrn von Hase selbst be- 
antwortet werden. 
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PARTEIARBEIT 

Ideen — Taten — Aktionen 
Auch heute stellen wir Ihnen 
verschiedene Anregungen für Ihre 
praktische Parteiarbeit vor. 

Woche der CDU 
Eine erfolgreiche Woche der CDU führ- 
te die Ratsfraktion der CDU in Alfeld 
durch. Im Rahmen der Woche wurden 
verschiedene Einzelaktionen wie Can- 
vassing, öffentlicher Frühschoppen und 
eine Kaffeefahrt für die Bewohner eines 
Altenheimes, zwei Fraktionssondersit- 
zungen zu speziellen Themen und eine 
Mitgliederwerbeaktion durchgeführt. 
Großen Anklang fanden auch kleine 
Werbemittel mit einem örtlichen Bezug, 
wie Postkarten mit einer Abbildung des 
Alfelder Stadtwappens, Blöcken mit 
Eindruck „CDU Alfeld" und andere. 

Radwanderwegekarte 
Der CDU-Stadtverband Weil am Rhein 
hat in gemeinsamer Absprache mit be- 
nachbarten CDU-Verbänden ein Fahr- 
radwegekonzept über die örtlichen 
Stadtratsfraktionen und über die Kreis- 
tagsfraktionen in die Wege geleitet. 
Ziel dieser Initiative ist es, daß eine 
Kreis-Radwanderwegkarte geschaffen 
vvird und dem immer stärker werdenden 
Trend zum Fahrradfahren Rechnung 
getragen wird. Außerdem sollen die be- 
teiligten Städte mit dem Angebot eines 
irinerstädtischen Radwegenetzes vom 
Autoverkehr entlastet werden. Die Stu- 
die eines Bundesministeriums erbrach- 
te den Nachweis, daß das Fahrrad bis 
zu einer Entfernung von 4 km das 
schnellste   Nahverkehrsmittel   ist.   Rat- 

schläge über das Vorgehen erteilt die 
neutrale „Arbeitsgemeinschaft zur För- 
derung des Radwegebaues", Postfach 
13 14 71, 5600 Wuppertal-Elberfeld. 

Ideen-Wettbewerb 
Mit attraktiven Preisen führte die Junge 
Union Cuxhaven einen JU-ldeenwettbe- 
werb durch. Er stand unter dem Motto 
„Unser Landkreis 1980" und sollte den 
Bürgern Gelegenheit geben, Ideen zu 
entwickeln und Vorschläge zu machen, 
um den Landkreis zu verbessern. Da 
der Wettbewerb mit der CDU-Kreistags- 
fraktion abgesprochen wurde, war ge- 
währleistet, daß Bürgerwille und politi- 
sche Entscheidung nicht auseinander- 
klaffen. Mit 36 000 Flugblättern und 
zahlreichen Plakaten wurde geworben. 
Zusätzlich erhielten ca. 500 Vereine di- 
rekte Anschreiben, und die Presse wur- 
de ständig informiert. 

Aktion Familie 
Eine gelungene Veranstaltungsreihe im 
Rahmen der Aktion Familie führte kürz- 
lich der CDU-Ortsverband Mannheim- 
Wallstadt durch. Auf dem Programm 
standen ein Kinderfest, ein gemütliches 
Beisammensein und die Beteiligung an 
einem Umzug des örtlichen Karneval- 
vereins. Insgesamt eine gute Sympa- 
thiewerbung für die CDU. 

Der heiße Draht 
Der       CDU-Kreisverband       Wuppertal 
machte den Mitbürgern ein interessan- 
tes Angebot: 
Eine Woche lang jeweils von 13.00 bis 
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15.00 Uhr beantwortete ein CDU-Stadt- 
verordneter per Telefon Fragen der 
Wuppertaler Bürger. Dabei standen 
Themenschwerpunkte wie 
— „Soziales", 
— „Sport", 
— „Wirtschaftsförderung", 
— „Planen und Bauen" 
und 
— „Schule und Kultur" 
auf dem Programm. 
Der „heiße Draht" war eine Einrichtung 
während der „Woche der CDU" in Wup- 
pertal. 

Familienprogramm 
Die CDU-Fraktion der Stadt Werne hat 
ein gesondertes Familienprogramm auf- 
gestellt. Die CDU-Politiker sahen sich 
dazu veranlaßt, da die Familie vom Ge- 
setzgeber in den letzten Jahren erheb- 
lich vernachlässigt wurde. Weder finan- 
ziell noch ideell nimmt sie die Stellung 
ein, die ihr gemäß Grundgesetz zusteht. 
Bisher beschränkt sich das Wirken des 
Bundes, des Landes und der Kommu- 
nen mehr auf Hilfen für einzelne, zum 
Beispiel Kinder, Jugend, Ältere, Behin- 
derte usw. Besser ist es, die Familien 
durch familienfreundliche Umwelt und 
finanzielle Hilfen zu stärken. 
So umfaßt das Familienprogramm 
21 Punkte. 

Darin ist u. a. vorgesehen 
— die Patenschaft des Bürgermeisters 
über das vierte und jedes weitere Kind 
einer Familie, verbunden mit einer 
Geldspende, 
— die jährliche Durchführung einer 
„Woche des Kindes", 
— die Stiftung eines Preises für beson- 
dere Leistungen an einzelne Personen- 
gruppen, Vereine oder freie Träger, 
zum Beispiel für Familienhilfe, Nachbar- 

schaftshilfe,    Eigeninitiative    zum   BaU 

von Spielplätzen, 
— Schaffung eines Hilfsfonds für Fami- 
lien oder Kinder in Not, 
— Förderung    des    familiengerechten 

von   neuen   Spiel .  und 
Wohnens, 
— Einrichtung 
Bolzplätzen, 
— gesetzliche   Ermäßigung   bei  städt1' 
schen Eintrittspreisen usw. 

Wir bitten die CDU-Verbände, uns über 
weitere   beispielhafte  Aktionen   zu  b 
richten, damit wir die Anregungen wei- 
tergeben können. 

Ihre 
Bundesgeschäftsstelle 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit 
Konrad-Adenauer-Haus 
5300 Bonn 1 
Sollten Sie Informationen bei den oben 
angeführten Verbänden anfordern, de 
ken Sie bitte an Rückporto. 

Film der Europäischen 
Volkspartei 
Die EVP hat zur Europawahl einen 
16-mm-Farbfilm produziert, besle' 
hend aus einem der Gemeinschaf 
gewidmeten Teil von 15 Minuten, an 

den sich für jede Partei eine 2-Min"* 
ten-Fassung mit einem Aufruf des 

jeweiligen nationalen Parteivorsit- 
zenden anschließt. 
Der Preis des Films liegt, abhäng'9 
von der Größe der von der Bundes- 
geschäftsstelle aufgegebenen Sarn* 
melbestellung zwischen 500,— &** 
und 475,— DM. Anfragen und Bestel- 
lungen an die CDU-Bundesge- 
schäftsstelle, Abteilung Öffentlich- 
keitsarbeit, 5300 Bonn, Konrad-Ade- 
nauer-Haus, bis zum 31. März 1979- 
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Arbeitslos? 
Ifo muß nicht sein 
Die CDU hat ein Programm 

zur Vollbeschäftigung 
Arbeitslos zu sein, ist bitter. Doch Arbeits- 

•osigkeit ist kein unabänderliches Schicksal. 
Sie ist die Folge schlechter Politik. 

Seit Jahren führt die SPD einen ideolo- 
gischen Großangriff gegen das System der 
Sozialen Marktwirtschaft in der Bundes- 
republik Deutschland. Und die Bonner 
SPD/FDP-Koalition probiert die „Belastbarkeit 
der Wirtschaft" aus Die Rechnung dafür 
zahlt der Arbeitnehmer. 

Die SPD hat vor den Folgen ihrer eigenen 
Politik bereits resigniert. In ihrem Europa- 
Wahlprogramm begründet sie ihr Versagen 
mit den „Schwierigkeiten, angesichts der der- 
zeitigen Gesellschaftsstruktur das gewaltige 
Problem der Arbeitslosigkeit" zu lösen. 

So einfach macht es sich die SPD. Eine 
Million Arbeitslose und ihre Familien in der 
Bundesrepublik Deutschland werden sich für 
diese politische Unfähigkeit „bedanken". 

Die CDU dagegen resigniert nicht. Sie 
hat ein Programm zur Vollbeschäftigung ent- 
wickelt. Die Kernpunke lauten: 

• Mehr Arbeitsplätze durch verstärkte 
Investitionen in der privaten Wirtschaft 

• Mehr berufliche Mobilität durch Ein- 
führung eines Berufs-Grundbildungs- 
jahres 

• Mehr Teilzeit-Arbeitsplätze, vor allem für 
den Abbau der hohen Frauenarbeits- 
losigkeit. 

Und: Einführung der flexiblen Altersgrenze, 
damit ältere Arbeitnehmer frei entscheiden 
können, wann sie ihren Ruhestand beginnen 
wollen. Es ist besser, einem 60jährigen die 
Rente, als einem 20jährigen die Arbeitslosig- 
keit zu finanzieren. 

Ergebnis: Die SPD versagt vor der Arbeits- 
losigkeit. 

M,r*i»«»b«f CDU-Bund«»ge*chftrn 

CDU 
II sicher 

sozial 
undfrei 
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ZITAT 

Nicht nur Helsinki 
Ungern und zögernd verwendet man 
das Wort „finnlandisieren"; es kränkt 
ein nordisches Volk, das mit seinem 
übermächtigen sowjetischen Nachbarn 
leben muß. Aber die Sache, die es 
beschreibt, existiert leider, und die 
jüngste Einmischung der maßgeblichen 
Moskauer Parteizeitung in den finni- 
schen Wahlkampf ist nicht nur eine 
Illustration, sondern sogar eine Defini- 
tion. Die „Prawda" findet nichts dabei, 
finnischen Wählern einen Schrecken 
einzujagen, die eine in Moskau nicht 
genehme Partei wählen wollen. 
Die Drohung ist infam, aber sie ist nicht 
neu und beileibe nicht auf finnische 
Wähler beschränkt. In West-Berlin sag- 
te der sowjetische Generalkonsul vor 
knapp einem Jahr, es würde „sehr ge- 
fährlich" werden, wenn die CDU die 
Stadtregierung übernähme. 
Immer ist es das gleiche: Der sowjeti- 
sche  Imperialismus  versucht mit  den 

ihm eigenen Mitteln, seine politischen 
Partner selber zu bestimmen. Einfluß 
auf Personalentscheidungen ist beim 
„Finnlandisieren" stets das wichtigste; 
die Sachentscheidungen sollen dann 
mehr oder weniger von selber in sowje- 
tischem Sinne fallen. 

Solche Wählerbeeinflussung ist noch 
aus einem zweiten Grunde eine beson- 
ders unerfreuliche Manifestation sowje- 
tischen Herrschaftswillens; sie verdirbt 
fast zwangsläufig die Parteien, die in 
Moskau als die besseren Partner gel- 
ten. Denn es fordert eine fast über- 
menschliche Charakterstärke — sie 
fällt politischen Parteien jeder Couleur 
zu Wahlkampfzeiten besonders 
schwer —, den Erfolg solcher Drohun- 
gen nicht gern auf die eigenen Mühlen 
zu leiten und darüber im stillen froh zu 
sein. Die Wahlkampfauseinandersetzun- 
gen in der Bundesrepublik sind bereits 
nicht mehr frei von den Zeichen sol- 
cher beginnender Verfaulung. Das 
„Finnlandisieren" ist nicht nur ein tran- 
sitives, sondern auch ein reflexives 
Verb: Nur zu leicht finnlandisiert man 
sich auch selber. 
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